
2. Der Begriff „Gläubiger“ in Art. 3 Abs. 4 Buchst. b der genannten 
Verordnung, der den Kreis der Personen bezeichnet, die befugt 
sind, die Eröffnung eines unabhängigen Partikularverfahrens zu 
beantragen, ist dahin auszulegen, dass er die Behörde eines Mit­
gliedstaats, die nach dessen nationalem Recht den Auftrag hat, im 
Allgemeininteresse zu handeln, aber weder als Gläubiger noch im 
Namen und für Rechnung der Gläubiger eingreift, nicht umfasst. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 1.5.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 10. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Supremo Tribunal Administrativo — Portugal) — 
FOGGIA — Sociedade Gestora de Participações Sociais 

SA/Secretário de Estado dos Assuntos Fiscais 

(Rechtssache C-126/10) ( 1 ) 

(Rechtsangleichung — Richtlinie 90/434/EWG — Gemein­
sames Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die Einbrin­
gung von Unternehmensteilen und den Austausch von Antei­
len, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen 
— Art. 11 Abs. 1 Buchst. a — Vernünftige wirtschaftliche 
Gründe — Umstrukturierung oder Rationalisierung der 

beteiligten Gesellschaften — Begriffe) 

(2012/C 25/12) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Supremo Tribunal Administrativo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: FOGGIA — Sociedade Gestora de Participações Sociais 
SA 

Beklagter: Secretário de Estado dos Assuntos Fiscais 

Beteiligter: Ministério Público 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Supremo Tribunal Administra­
tivo — Auslegung des Art. 11 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 
90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemein­
same Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung 
von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, 
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen ABl. 
L 225, S. 1) — Transaktion, die als Beweggrund die Steuerhin­
terziehung oder -umgehung hat — Begriff der „vernünftigen 
wirtschaftlichen Gründe“ und der „Umstrukturierung oder Ra­
tionalisierung der an Transaktionen beteiligten Gesellschaften“ 

Tenor 

Art. 11 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 
23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spal­
tungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch 
von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, 

ist dahin auszulegen, dass im Falle einer Fusion zwischen zwei Gesell­
schaften desselben Konzerns davon ausgegangen werden kann, dass 
dieser Vorgang nicht auf „vernünftigen wirtschaftlichen Gründen“ im 
Sinne dieser Richtlinie beruht, wenn die aufgenommene Gesellschaft 
keine Tätigkeit entfaltet, keine Beteiligung hält und der aufnehmenden 
Gesellschaft nur hohe Verluste unklaren Ursprungs überträgt, auch 
wenn sich dieser Vorgang für den Konzern wegen der Einsparung 
bei den Strukturkosten positiv auswirkt. Das vorlegende Gericht wird 
in Ansehung sämtlicher Merkmale des von ihm zu entscheidenden 
Rechtsstreits zu prüfen haben, ob die Anhaltspunkte, die eine Ver­
mutung der Steuerhinterziehung oder -umgehung im Sinne dieser Be­
stimmung begründen, im Rahmen dieses Rechtsstreits vorliegen. 

( 1 ) ABl. C 134 vom 22.5.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 22. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Landesarbeitsgerichts Hamm — Deutschland) — KHS 

AG/Winfried Schulte 

(Rechtssache C-214/10) ( 1 ) 

(Arbeitszeitgestaltung — Richtlinie 2003/88/EG — Anspruch 
auf bezahlten Jahresurlaub — Erlöschen des Anspruchs auf 
den aus Krankheitsgründen nicht genommenen bezahlten Jah­
resurlaub nach Ablauf einer in der nationalen Regelung 

angeordneten Frist) 

(2012/C 25/13) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landesarbeitsgericht Hamm 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: KHS AG 

Beklagter: Winfried Schulte 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Landesarbeitsgericht Hamm — 
Auslegung von Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 
über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 299, 
S. 9) — Anspruch auf Abgeltung des nicht in Anspruch genom­
menen bezahlten Jahresurlaubs eines Arbeitnehmers, der seinen 
bezahlten Jahresurlaub im Bezugszeitraum wegen Krankheit 
nicht in Anspruch nehmen konnte und dessen Arbeitsunfähig­
keit über mehrere Jahre bis zur Beendigung seines Arbeitsver­
hältnisses andauerte — Tarifvertrag, nach dem die Abgeltung 
des nicht in Anspruch genommenen bezahlten Jahresurlaubs 
nur bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses zulässig ist und 
der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub, der wegen Krankheit 
nicht genommen wurde, 15 Monate nach Ablauf des Bezugs­
zeitraums erlischt
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Tenor 

Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 4. November 2003 über bestimmte 
Aspekte der Arbeitszeitgestaltung ist dahin auszulegen, dass er einzel­
staatlichen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten wie etwa Tarifver­
trägen nicht entgegensteht, die die Möglichkeit für einen während 
mehrerer Bezugszeiträume in Folge arbeitsunfähigen Arbeitnehmer, 
Ansprüche auf bezahlten Jahresurlaub anzusammeln, dadurch ein­
schränken, dass sie einen Übertragungszeitraum von 15 Monaten 
vorsehen, nach dessen Ablauf der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub 
erlischt. 

( 1 ) ABl. C 234 vom 28.8.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 10. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Court 
of Appeal (England & Wales) (Civil Division) und des 
Upper Tribunal (Tax and Chancery Chamber) — 
Vereinigtes Königreich) — Commissioners for Her 

Majesty's Revenue and Customs/The Rank Group plc 

(Verbundene Rechtssachen C-259/10 und C-260/10) ( 1 ) 

(Steuerrecht — Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Befrei­
ungen — Art. 13 Teil B Buchst. f — Wetten, Lotterien und 
sonstige Glücksspiele mit Geldeinsatz — Grundsatz der steu­
erlichen Neutralität — Mechanisiertes Bingo mit in Bargeld 
ausgezahlten Gewinnen („mechanised cash bingo“) — 
Geldspielautomaten — Verwaltungspraxis, nach der die 
Rechtsvorschriften unterschiedlich angewandt werden — 
Auf die gebotene Sorgfalt („due diligence“) gestütztes Vertei­

digungsvorbringen) 

(2012/C 25/14) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegende Gerichte 

Court of Appeal (England & Wales) (Civil Division) und Upper 
Tribunal (Tax and Chancery Chamber) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Commissioners for Her Majesty's Revenue and Customs 

Beklagte: The Rank Group plc 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Court of Appeal (England & 
Wales) (Civil Division) — Auslegung des Art. 13 Teil B Buchst. 
f der Richtlinie 77/388/EWG: Sechste Richtlinie des Rates vom 
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr­
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage (ABl. L 145, S. 1) — Befreiung von Wetten, Lotterien 
und sonstigen Glücksspielen mit Geldeinsatz — Mechanisiertes 
Cash Bingo („mechanised cash bingo“) — Nationale Rechtsvor­
schriften, die eine mehrwertsteuerliche Ungleichbehandlung zwi­
schen Umsätzen vorsehen, die aus der Sicht des Verbrauchers 
identisch sind oder die jeweils dieselben Bedürfnisse des Ver­
brauchers befriedigen — Ungleichbehandlung in Abhängigkeit 
von der Höhe der Einsätze und der Gewinne — Verstoß gegen 
den Grundsatz der steuerlichen Neutralität? 

Tenor 

1. Der Grundsatz der steuerlichen Neutralität ist dahin auszulegen, 
dass es für die Feststellung einer Verletzung dieses Grundsatzes 
genügt, dass zwei aus der Sicht des Verbrauchers gleiche oder 
gleichartige Dienstleistungen, die dieselben Bedürfnisse des Ver­
brauchers befriedigen, hinsichtlich der Mehrwertsteuer unterschied­
lich behandelt werden. Für die Annahme einer solchen Verletzung 
bedarf es also nicht dazu noch der Feststellung, dass die betref­
fenden Dienstleistungen tatsächlich in einem Wettbewerbsverhält­
nis zueinander stehen oder dass der Wettbewerb wegen dieser 
Ungleichbehandlung verzerrt ist. 

2. Werden zwei Glücksspiele hinsichtlich der Gewährung der Mehr­
wertsteuerbefreiung nach Art. 13 Teil B Buchst. f der Sechsten 
Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: ein­
heitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ungleich behandelt, 
so ist der Grundsatz der steuerlichen Neutralität dahin auszulegen, 
dass nicht zu berücksichtigen ist, dass diese beiden Glücksspiele zu 
unterschiedlichen Lizenzkategorien gehören und unterschiedlichen 
rechtlichen Regelungen hinsichtlich ihrer Aufsicht und Regulierung 
unterliegen. 

3. Bei der im Hinblick auf den Grundsatz der steuerlichen Neutralität 
vorzunehmenden Prüfung, ob zwei Arten von Geldspielautomaten 
gleichartig sind und die gleiche Behandlung hinsichtlich der Mehr­
wertsteuer erfordern, ist zu prüfen, ob die Benutzung dieser Gerä­
tearten aus der Sicht des Durchschnittsverbrauchers vergleichbar ist 
und dieselben Bedürfnisse des Verbrauchers befriedigt, wobei inso­
weit insbesondere Gesichtspunkte wie die Mindest- und Höchst­
einsätze und -gewinne und die Gewinnchancen berücksichtigt wer­
den können. 

4. Der Grundsatz der steuerlichen Neutralität ist dahin auszulegen, 
dass ein Steuerpflichtiger, der die Verletzung dieses Grundsatzes 
geltend macht, nicht die Erstattung der für bestimmte Dienstleis­
tungen entrichteten Mehrwertsteuer verlangen kann, wenn die 
Steuerbehörden des betreffenden Mitgliedstaats gleichartige Dienst­
leistungen in der Praxis wie steuerfreie Umsätze behandelt haben, 
obwohl diese Leistungen nach der einschlägigen nationalen Rege­
lung nicht mehrwertsteuerfrei sind. 

5. Der Grundsatz der steuerlichen Neutralität ist dahin auszulegen, 
dass ein Mitgliedstaat, der vom Ermessen nach Art. 13 Teil B 
Buchst. f der Sechsten Richtlinie 77/388 Gebrauch gemacht und 
die Bereitstellung jeglicher Vorrichtungen zum Spielen von Glücks­
spielen von der Mehrwertsteuer befreit, von dieser Befreiung jedoch 
eine Kategorie von bestimmte Kriterien erfüllenden Geräten aus­
genommen hat, gegen einen auf die Verletzung dieses Grundsatzes 
gestützten Antrag auf Mehrwertsteuererstattung nicht einwenden 
kann, mit der gebotenen Sorgfalt auf die Entwicklung einer neuen 
Geräteart, die diese Kriterien nicht erfüllt, reagiert zu haben. 

( 1 ) ABl. C 209 vom 31.7.2010.
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